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I  FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

1. Art der baulichen Nutzung

3. Bauweise, Baugrenzen

  a)  Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom ............... die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs- und 
       Grünordnungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am .................... 
       ortsüblich bekannt gemacht. 

  b)  Zu dem Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 
       .................. wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1  BauGB 
       in der Zeit vom ....................... bis .................. beteiligt.

  c)  Der Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom ................
       wurde mit der Begründung gem. § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom ...................... bis ........................
       öffentlich ausgelegt.

  d)  Zu dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom ...................
       wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2  BauGB in der Zeit 
       vom ........................ bis .................... beteiligt.

  e)  Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom ....................
       wurde mit der Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ......................... bis .......................
       öffentlich ausgelegt.

  f)   Die Gemeinde Hunderdorf hat mit Beschluss des Gemeinderates vom .................. den vorhabenbezogenen
       Bebauungs- und Grünordnungsplan gemäß  § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ....................
       als Satzung beschlossen. 

        Hunderdorf, den................................     

                                                                                                 (Siegel)
       .....................................................
       Höcherl, erster Bürgermeister
 

  g)   Ausgefertigt

       Hunderdorf, den..................................

                                                                                                 (Siegel)
       .......................................................
       Höcherl, erster Bürgermeister

  h)   Der Satzungsbeschluss zu dem vorhabenbezogenen Bebauungs- und Grünordnungsplan wurde am 
       ............................ gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.
       Der vorhabenbezogenen Bebauungs- und Grünordnungsplan ist damit in Kraft getreten.

       Hunderdorf, den..................................

                                                                                                 (Siegel)
       .......................................................
      Höcherl, erster Bürgermeister

II  FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

3. Baugestaltung

Dachform:

Dachdeckung:

Fassade:

Wandhöhe:

Höhenlage:

IV   HINWEISE DURCH TEXT

8. Landwirtschaft

Die von den angrenzenden landwirtschaftlichen genutzten Grundstücken und Tierhaltungsbetrieben ausgehenden 
Immissionen, insbesondere Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen, auch über das übliche Maß hinausgehend, 
sind zu dulden. Insbesondere auch dann, wenn landwirtschaftliche Arbeiten nach Feierabend sowie an Sonn- und 
Feiertagen oder während der Nachtzeit vorgenommen werden, falls die Wetterlage während der Erntezeit solche 
Arbeiten erzwingt.

9. Wintergärten

Es sollen nur unbeheizbare und vom Gebäude thermisch isolierte Wintergärten oder in die Gesamtdämmung 
mit entsprechender Wärmeschutzverglasung integrierte Wintergärten errichtet werden.

10. Niederschlagswasser

Es wird empfohlen, unverschmutzt anfallendes Regenwasser auf den privaten Grundstücken in ausreichend 
dimensionierten Zisternen zu sammeln und als Brauchwasser (z.B. für Toilettenspülung, Freiflächenbewässerung, 
u. ä.) zu verwenden. Die Vorlagen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der 
technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer 
(TRENOG) bzw. in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten. Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche 
Genehmigung mit entsprechenden Unterlagen zu beantragen. Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von 
Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann die Anforderungen der ATV-Merkblätter A 138 und M 153 einzuhalten.

11. Metalldächer

Bei beschichteten Metalldächern ist mindestens die Korrosionsschutzklasse III nach DIN 55928-8 bzw. die 
Korrosivitätskategorie C3 nach DIN EN ISO 12944-5 einzuhalten. Bei Dächern mit Zink-, Blei- oder 
Kupferdeckungen > 50 m² sind zusätzliche Reinigungsmaßnahmen des abzuleitenden Niederschlagswassers 
erforderlich.

12. Ressourcenschonung

Es wird zur Schonung von wertvollen Primärressourcen empfohlen, bereits im Rahmen der Gebäudeplanung auf 
die Verwendung umweltschonender Baustoffe (z.B. auch Materialien aus dem Bauschuttrecycling) und die 
Erzeugung von Wärme und Warmwasser mittels regenerativer Energieträger zu achten. So sollte - auch bzgl. der 
besonderen Relevanz des Klimaschutzes - die Energieversorgung primär mittels Solarenergie und 
nachwachsender Energieträger schadstoffarm sichergestellt werden. Den Bauwerbern wird empfohlen, sich 
diesbezüglich entsprechender Informationsangebote (z. B. Passivhaus Institut/ Darmstadt) zu bedienen.

13. Grundwasserwärmepumpen

Auf Grund der geringen Abstände der einzelnen Bauparzellen untereinander können sich dort errichtete 
Grundwasserwärmepumpen gegenseitig beeinflussen. Dies ist von den Bauwerbern bei der Planung der
Heizungssysteme zu berücksichtigen.

14. Außenbeleuchtung

Nicht verwendet werden sollen Straßenlampen, deren Licht hohe UV-A Anteile enthält sowie HQL-Lampen und 
Mischlichtlampen im Spektralbereich unter 450 nm. Empfohlen werden Natriumdampf-Nieder- oder 
Hochdrucklampen oder LED.

15. Bodenschutz
Auf die ordnungsgemäße Verwertung des im Zuge von Baumaßnahmen anfallenden und vor Ort nicht wieder zu 
verwendenden Bodenaushubes ist zu achten. Bei Auf- und Einbringen von Materialien in eine durchwurzelbare 
Bodenschicht sind die materiell-rechtlichen Vorgaben des Bodenschutzrechts, § 12 BBodSchV, einzuhalten. 
Die Kombinationseignung von zu erwartendem Bodenmaterial mit dem Boden der Verwertungsfläche nach 
DIN 19731 muss gegeben sein.
Zum Schutz des Mutterbodens und für alle anfallenden Erdarbeiten werden die Normen DIN 18915, Kapitel 7.4 und 
DIN 19731, welche Anleitung zum sachgemäßen Umgang und zur rechtskonformen Verwertung des 
Bodenmateriales geben, empfohlen. 

1. Archäologie

Im Plangebiet können ggf. Bodendenkmäler vorhanden sein. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten zu 
Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht nach § 8 Abs. 1 und 2 BayDSchG unterliegen und dem 
bayerischen Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich bekannt gemacht 
werden müssen.
   
2. Altlasten

Das Plangebiet ist nach bisheriger Erkenntnis der Gemeinde altlastenfrei. Bei Aushubarbeiten ist 
das anstehende Erdreich organoleptisch zu beurteilen. Bei offensichtlichen Störungen oder anderen 
Verdachtsmomenten (Geruch, Optik, etc.) ist das Landratsamt Straubing-Bogen und das Wasserwirtschaftsamt
Deggendorf zu informieren.

3. Sicherheitsabstände Baumpflanzungen/ Grenzabstände

Baumpflanzungen müssen einen Mindestabstand von 2,50 m zu vorhandenen oder geplanten unterirdischen Ver- 
und Entsorgungsleitungen einhalten. Bei kleineren Abständen ist je nach Leitungsart der Einsatz von 
Schutzmaßnahmen zu überprüfen. Auf das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsleitungen" - aufgestellt von der Forschungsgesellschaft für Straße- und Verkehrswesen in Köln - wird 
verwiesen. Auf die Einhaltung der gesetzlichen Grenzabstände für Pflanzungen (AGBGB) wird verwiesen.

4. Brandschutz

Die Belange und Anforderungen des vorbeugenden baulichen und abwehrenden Brandschutzes sind zu 
berücksichtigen. Der Brandschutz durch die Feuerwehr ist zu gewährleisten, Feuerwehrzufahrten und 
-zugänge sind gemäß den "Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" herzustellen.

5. Verzicht auf Mineraldünger und Pestizide

Auf den Einsatz von Mineraldüngern und Pestiziden sollte verzichtet werden.

6. Streusalz/ ätzenden Streustoffe

Auf privaten Verkehrs- und Stellflächen sollte auf den Einsatz von Streusalz und ätzenden Streustoffen zum Schutz 
von Boden und Grundwasser verzichtet werden.

7. Hang- und Schichtwasser

Bei Geländeschnitten muss mit Hang- und Schichtwasser sowie mit wild abfließendem Oberflächenwasser 
gerechnet werden. Der natürliche Ablauf wildabfließenden Wassers darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig 
für anliegende Grundstücke verändert werden.

III  HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

1.1 GE Gewerbegebiet gemäß § 8 Abs. 1 und 2 BauNVO

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1

2.2

2.3

maximal zulässige Wandhöhe in Meter; 

maximal zulässige Grundflächenzahl

maximal zulässige Anzahl der Vollgeschosse

10,00 m

0,4

II

3.1

3.2

Es wird die abweichende Bauweise gem. § 22 (4) BauNVO festgesetzt.
Gebäudelängen über 50,00 m sind zulässig.

Baugrenze

4. Verkehrsflächen

öffentliche Erschließungsstraße 4.1

5. Grünflächen

öffentliche Grünfläche 5.1

5.2 private Grünfläche 

6. Wasserflächen und Flächen für die Regelung des Wasserabflusses

6.1 Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft; 
Zweckbestimmung: Regenrückhaltung

7. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft

7.1

7.2

7.3

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen
Hecke im Westen und Osten mind. 5-reihig
Hecke im Süden mindestens 7-reihig, 5-reihig im Bereich der Reptilienhabitate

Umgrenzung von Flächen zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

Anlage von 2 Reptilienhabitaten gemäß textlicher Festsetzung 7.10 (2m x 10m)

Satteldach, Flachdach

Blechdeckung, bei Flachdach auch Foliendeckung

Die Fassaden sind in gedeckten Farbtönen zu gestalten,
glänzende und reflektierende Materialien sind nicht zulässig.

max. 10,00 m
Als Wandhöhe gilt das Maß von der fertiggestellten Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt der
Außenwand mit der Dachhaut an der Traufseite, außen gemessen.
Die natürliche und fertiggestellte Geländeoberfläche ist in den Bauzeichnungen zu den
Bauanträgen bezogen auf Normalhöhennull NHN anzugeben.

Das Plangebiet darf maxiaml auf den festgesetzten Höhenbezugspunkt +- 0,25 m aufgefüllt 
werden. Die Oberkante des Erdgeschoss Rohfußbodens darf maximal 0,15 m über dem 
aufgefüllten Gelände liegen.

8. Sonstige Planzeichen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Umgrenzung von Flächen für offenen Stellplätze

9. Nutzungsschablone

8.1

8.2

8.3 Höhenbezugspunkt

Gebietsart Bauweise

Grundflächenzahl max. Vollgeschosse

max. Wandhöhe in m

4. Werbeanlagen
Werbeanlagen sind als Fassadenwerbeflächen zulässig. Sie dürfen die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Straßenverkehrs auf der Kreisstraße St2139 und der Autobahn A3 nicht beeinträchtigen. 
Beleuchtete Werbeanlagen sind so einzurichten, dass die Leuchtstärke reduziert werden kann, wenn dies aus 
Sicherheitsgründen erforderlich wird. Werbeanlagen mit Wechsellicht sind nicht zulässig. Werbeanlagen dürfen 
nicht oberhalb der Gebäudetraufe angebracht werden. 
Werbeanlagen, insbesondere Werbepylone, die auf die Autobahn ausgerichtet werden, sind der Dienststelle
im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens vorzulegen. Hinweis auf das Werbeverbot § 33 Abs. 1 Nr.3 StVO.

5. Niederschlagswasser
Nicht verschmutztes Niederschlagswasser wird getrennt abgeleitet. Das anfallende Niederschlagwasser aus 
Privatgrundstücken ist auf den Grundstücken in einem ausreichend dimensionierten Regenrückhaltebecken oder in 
einer ausreichend dimensionierten Zistern e zu sammeln, zu reinigen (gem. DWA-A 102 in der jeweils gültigen 
Fassung) und gedrosselt über den gemeindlichen Kanal in den Bogenbach abzuleiten. Die entsprechenden 
Nachweise sind der Gemeinde in prüffähiger Form vorzulegen.

6. Stellplätze
Stellplätze für Betriebsangehörige und Kunde sind auf der dafür festgesetzten Fläche zulässig. 
Sie sind wasserdurchlässig zu gestalten.
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V   HINWEISE DURCH TEXT

a

7. Grünordnerische Festsetzungen

7.1 Bepflanzung

Für die festgesetzten Bepflanzungen sind nur standortgerechte, heimische Arten der folgenden 
Auswahlliste zulässig; Bepflanzung Stellplätze siehe Festsetzung 7.4.

Bäume 
Acer campestre Feld-Ahorn
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn
Betula pendula Hänge-Birke
Carpinus betulus Hainbuche
Prunus avium Vogel-Kirsche
Quercus robur Stiel-Eiche
Sorbus aucuparia Vogelbeere, Eberesche
Tilia cordata Winter-Linde
Tilia platyphyllos Sommer-Linde

Sträucher
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Crataegus monogyna Zweigriffliger Weißdorn
Euonymus europaeus Gewöhnlicher Pfaffenhut
Frangula alnus Faulbaum
Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster
Lonicera xylosteum Gewöhnliche Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Rhamnus cathartica Purgier-Kreuzdorn
Rosa arvensis Kriech-Rose
Rosa canina Hunds-Rose
Rosa majalis Zimt-Rose
Rosa rubiginosa Wein-Rose
Salix caprea Sal-Weide
Salix aurita Ohr-Weide
Salix cinerea Grau-Weide
Salix purpurea Purpur-Weide
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Sambucus racemosa Trauben-Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Es ist autochthones, zertifiziertes Pflanzmaterial gemäß eab zu verwenden (Herkunftsregion 3, Südostdeutsches 
Hügel- und Bergland).

Es sind folgende Mindestpflanzqualitäten zu beachten:
Sträucher: verpflanzte Sträucher, 4 Triebe, 60-100 cm
Bäume in Hecken: Heister, 2 x v, 150-200 cm
Einzelbäume: Hochstämme mit StU 16-18 cm oder vergleichbare Solitärqualität, 3 xv m. B.

Die Pflanzweite in der festgesetzten Pflanzzone beträgt 1,0 - 1,5 m. Reihenanzahl gemäß Festsetzungen durch 
Planzeichen. Die Straucharten sind gruppenweise zu verwenden (in Gruppen von 2-5 Exemplaren je Art). 
Baumanteil mindestens 10 %. Die Pflanzung ist als freiwachsende Hecke zu entwickeln (keine Schnitthecke, 
ein periodischer abschnittweiser Rückschnitt ist möglich). Es sind mindestens 8 verschiedene Gehölzarten je 
Pflanzzone zu verwenden. Zu festgesetzten Gehölzen ist mit baulichen Anlagen und Flächenversiegelungen ein 
Mindestabstand von 2m einzuhalten. Bei Baumpflanzungen ist je Baum ein durchwurzelbares Substrat mit einer
Fläche von mindestens 16 m² vorzusehen bei mind. 10 m² offenem Boden.  Dabei muss ein geeigneter Wurzelraum 
von mind. 13 m³ gegeben sein. Eine Überdeckung der Pflanzfläche ist bei Einsatz eines Baumschutzgitters und/oder 
von geeigneten Wurzelschutzelement en sowie Bewässerungs- und Belüftungseinrichtungen zulässig.

Unzulässige Pflanzen
Die Pflanzung von landschaftsfremd wirkenden Gehölzen wird an den Grundstücksgrenzen ausgeschlossen 
(bizarr wachsende und buntlaubige Arten; Säulen-, Hänge-, Trauer- und Kugelformen, insbesondere Blaufichten, 
Thujen, Scheinzypressen).

7.2 nicht überbaubare Flächen
Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flächen des bebauten Grundstückes 
sind wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen.
Sogenannte Kies-/Schottergärten, lose Steinschüttungen oder sinngemäße Oberflächengestaltungen sind außer 
zu Ausstellungszwecken nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind Traufstreifen um Gebäude, diese sind bis zu 
einer Breite von 0,5m zulässig.

7.3 Einfriedungen, Stützmauern, Geländeveränderungen
Als Einfriedungen sind Holzlatten-, Metall- und Maschendrahtzäune bis max. 1,80 m Höhe zulässig. Ferner sind 
Hecken aus standortheimischen Gehölzen zulässig. Durchgehende Zaunsockel sind nicht zulässig (ausschließlich 
Punktfundamente zulässig). Der Abstand Unterkante Zaun – Boden muss mindestens 15 cm betragen, um die 
biologische Durchlässigkeit für Kleintiere zu erhalten. Stütz- und Böschungsmauern sind im Bereich der festgesetzten 
Pflanzzonen nicht zulässig. Die festgesetzten Pflanzungen werden nicht mit eingefriedet, eine mögliche Einfriedung 
sitzt auf der Innenseite der Pflanzzone (dem Baugrundstück zugeordnet).

7.4 Stellplätze
Zufahrt und Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen. Je 10 Stellplätze ist ein Laubbaum in 
Hochstammqualität gemäß folgender Auswahlliste zu pflanzen. Anderweitig festgesetzte Gehölze werden hierbei 
nicht angerechnet.

Alnus spaethii Purpur-Erle
Gingko biloba Ginkgobaum
Robinia pseudoacacia Robinie, Scheinakazia
Tilia tomentosa ´Brabant´ Brabanter Silber-Linde

7.5 Regenrückhalteeinrichtung
Im Bereich der dargestellten Rückhalteeinrichtung sind mindestens 5 % der Fläche gemäß den Vorgaben der 
Festsetzung 7.1 zu bepflanzen.

7.6 Beleuchtung
Für die Außen- und Wegebeleuchtung sind ausschließlich Natriumdampflampen oder LED-Lampen zulässig. 
Es sind warmweiße Lichtquellen mit max. 2700 Kelvin und sehr geringem Blaulichtanteil zu wählen. Die 
Beleuchtung ist auf das erforderliche Maß (bezogen auf Helligkeit und Anzahl der Leuchtpunkte) zu reduzieren. 
Nach oben strahlende Beleuchtungssysteme sind nicht zulässig. Eine Beleuchtung/Bestrahlung umgebender 
Gehölzstrukturen und Gewässer ist nicht zulässig.

7.7 Maßnahmenumsetzung, Emtwicklungspflege
Die Durchführung der Pflanz- und Entwicklungsmaßnahmen hat spätestens in der an die Bezugsfertigkeit der 
Gebäude anschließenden Pflanz- / Vegetationsperiode zu erfolgen. Zu pflanzende Gehölze sind dauerhaft zu 
erhalten. Ausfälle sind zeitnah zu ersetzen. Die angestrebte Gehölzentwicklung ist durch geeignete Maßnahmen 
der Entwicklungspflege sicherzustellen. Hoher Konkurrenzdruck durch Gräser, Ruderalpflanzen ist durch Mahd 
oder Mulchung der Flächen zu reduzieren.

7.8 Freiflächengestlatungsplan
Für jedes Bauvorhaben sowie die Regenrückhalteeinrichtung ist ein Freiflächengestaltungsplan vorzulegen. 
Notwendige Inhalte:
• Geländehöhen und Geländeausformung
• Bodenbeläge
• Oberflächenwasserbehandlung
• Einfriedung
• Bepflanzung
• Bodenmanagement.

7.9 Vermeidungsmaßnahmen zur Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange
- Keine Nachtbauarbeiten: Im Zeitraum März - September erfolgen keine Nachtbauarbeiten sowie Arbeiten in der 
  Dämmerung (sobald Beleuchtung erforderlich ist).
- Schutz Gewässer: Vermeidung von Einträgen ins Gewässer. Einschwemmungen von Feinteilen aus dem Baufeld 
  sind durch geeignete Schutzmaßnahmen und Absetzeinrichtungen zu vermeiden.  Ablagerungen, Baustofflager und 
  Baustelleneinrichtungsflächen sind im bachnahen / Überschwemmungsbereich nicht zulässig (Abstand zum 
  Gewässerrand mind. 10m). Baugeräte und Maschinen dürfen in gewässernahem Bereich nicht betankt, gereinigt 
  oder gewartet werden.
- Vergrämung von Reptilien: Vergrämung von Reptilien aus dem straßenbegleitenden Grünstreifen des 
  Eingriffsbereich durch regelmäßige Mahd ab April bis Beginn der Baufeldfreimachung (Mahdhöhe ca. 10cm).
- Aufstellen Reptilienzaun: Aufbau eines Reptilienzaunes an der nordwestlichen Geltungsbereichsgrenze im 
  Bereich der Zufahrt (Höhe ca. 50cm) Mitte März, so dass keine Reptilien von Süden in das Baufeld einwandern. 
  Der Zaun ist entweder ca. 10 cm einzugraben oder der untere Teil des Zaunes ist durch Erd- oder Sandmaterial so 
  abzudichten, dass keine Reptilien den Zaun unterqueren können. Der Zaun ist bis zum Ende der Baumaßnahme in 
  diesem Bereich zu belassen. Die Funktionsfähigkeit ist durch regelmäßiges Ausmähen sowie der Kontrolle auf evtl. 
  undichte Stellen zu überprüfen und zu erhalten.
- Umsiedelung Reptilien: Nach dem Aufstellen des Reptilienzaunes werden künstliche Verstecke im Eingriffsbereich 
  ausgebracht. Diese werden ab April (mit Beginn der Aktivitätsphase der Tiere) regelmäßig kontrolliert. Aufgefundene 
  Zauneidechsen werden abgefangen und in die angelegten Habitate umgesiedelt (siehe CEF-Maßnahme). Die Zahl 
  der Begehungen richtet sich nach den Sichtungen von Zauneidechsen. Nach gutachterlicher Einschätzung und 
  Freigabe durch die untere Naturschutzbehörde kann der Eingriffsbereich für die Baufeldfreimachung freigegeben 
  werden. 
- Baufeldbeschränkung: Beschränkung des Baufelds auf das notwendige Maß. Keine Baustelleneinrichtungs-/ 
  Baufeldflächen in Zauneidechsenlebensräumen außerhalb des Geltungsbereichs. Sollten zusätzliche Flächen 
  für Baustelleneinrichtung oder Lagerung von Baumaterial erforderlich werden, so sind diese mit einer qualifizierten 
  ökologischen Baubegleitung abzustimmen, sofern sie sich im Bereich von Vegetationsbeständen befinden.
- Bauzeitenvorgabe: Baubeginn der PV-Anlage hat außerhalb der Vogelbrutzeit zu erfolgen, also Baubeginn nur im 
  Zeitraum 01.08. bis 28.02.! Findet der Bau der Anlage außerhalb des genannten Zeitraumes statt, so sind 
  Vergrämungsmaßnahmen erforderlich. Um bodenbrütende Vogelarten fern zu halten, sind Pfosten mit einer Höhe 
  von 1,5m über der Geländeoberkante in einem Abstand von 15m anzubringen, die mit einem Trassierband oder 
  einer Flatterleine versehen werden. Diese Maßnahme muss vor dem 01.03. funktionstüchtig sein und aufrecht 
  erhalten bleiben bis der Bau erfolgt. Alternativ kann der Bau innerhalb der Vogelbrutzeit stattfinden, wenn durch 
  einen Ornithologen plausibel festgestellt und dokumentiert wurde, dass im Baufeld keine Vögel brüten.

7.10 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen)

CEF-Reptilien
Es werden zwei Reptilienhabitaten am Südrand des Geltungsbereichs auf dem Flurstück 885, Gemarkung 
Hunderdorf, in die geplante Hecke integriert.
Für jedes Habitat gelten folgende Vorgaben:
- Aushub des Bodens auf einer Länge von ca. 10m und einer Breite von ca. 2m (Tiefe ca. 1m).
- Anlagern des Aushubs auf der sonnenabgewandten Seite (nördlich) 
- Befüllen der Mulde mit Steinen (Körnergröße 10-40cm) und Sandgemisch. Zuerst werden grobkörnige Steine 
  eingefüllt, dann mit feinkörnigeren Steinen bedeckt. Die Höhe des Riegels muss ca. 50-80cm betragen.
  Bedecken des Steinriegels mit Wurzelstöcken und Reisigmaterial (v.a. dornenreiches Material)
- Strukturelemente wie Totholz- und Steinhaufen sollten mit einem Sandkranz (ca. 1m Breite und ca. 50cm Höhe) 
  versehen werden. Hierzu den Oberboden entlang des Steinriegels auf der sonnenzugewandten Seite (Süden) auf 
  einer Breite von ca.1m ca. 50cm abschieben und mit einem Sandgemisch auffüllen. Teilweise mit Astmaterial 
  locker bedecken (Deckungsmöglichkeit bei der Eiablage).
- Um den Steinriegel sind sich entwickelnde Altgrasbestände zu belassen und zu fördern. 
  - Die Reptilienhabitate sind dauerhaft zu pflegen. Es erfolgt eine jährliche Entbuschung bzw. Freistellen der Habitate 
    (Pflegezeitraum November bis Februar). Der Gehölzschnitt kann als Totholzmaterial im Bereich der Habitate 
    verbleiben. 
    Es ist sicherzustellen, dass die Eiablageplätze (sandige Rohbodenstandorte) im Zeitraum April bis Juli besonnt 
    sind. 
    Ca. alle drei Jahre erfolgt eine Aufstockung der Totholzstrukturen auf den Habitaten. 
  - Die Maßnahme CEF-Reptilien muss vor dem Zeitpunkt des Eingriffes bereits fertiggestellt und deren Wirksamkeit 
    gewährleistet sein!

CEF-Vögel
Als Ausgleichsmaßnahme erfolgt die Umwandlung von Acker in extensiv genutztes Grünland (Fl.-Nr. 1031, Gmkg. 
Gaishausen) mit entsprechenden Pflegevorgaben. 
Entwicklung von artenreichem Extensivgrünland (G214-GE6510) (Größe ca. 0,5 ha): 
- Vorherige 2-jährige Ausmagerung durch Getreideanbau (Hafer, Roggen, Gerste) ohne Düngung und ohne Einsatz 
  von Pestiziden. Das Ernte- und Strohmaterial sind abzutransportieren. 
- Jedes Jahr der Ausmagerung erfolgt die Anlage von drei Feldlerchenfenster (je ca. 20m²) durch Verzicht auf Einsaat. 
  Jährliche Rotation der Fenster. 
- Im dritten Jahr Aufbringen von samenhaltigem Heumulch-/ Heudruschmaterial aus der Umgebung; die 
  Spenderfläche muss mindestens den Kriterien einer artenreichen Flachlandmähwiese entsprechen (G214-GE6510). 
  Sie ist mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.Alternativ ist eine Ansaat mit Regiosaatgut aus dem 
  Ursprungsgebiet 19 möglich (Typ Frischwiese; Mindestanteil Kräuter 30 %;Pflege durch 2-schürige Mahd pro Jahr; 
  1. Schnitt ab Mitte Juli; 2. Schnitt im September/Oktober. Dabei sind bei jedem Mähgang ca. 25% ungemäht zu 
  belassen. Das Mähgut ist immer abzutransportieren. 

7.11 Naturschutzrechtlicher Ausgleich

Der ermittelte Kompensationsbedarf von 54.144 Wertpunkten wird auf dem gemeindeeigenen Flurstück 1031 
(Gemarkung Gaishausen) erbracht. Die Ausgleichsfläche und die festgesetzten Maßnahmen sind 
grundbuchrechtlich zu sichern. Mit Rechtskraft der Satzung ist die Ausgleichsmaßnahme an das Bayerische 
Landesamt für Umwelt zur Erfassung im Ökoflächenkataster zu melden (Art. 9 BayNatSchG).

8. Immissionsschutz
Hinsichtlich des Lärmschutzes sind die Bestimmungen der 6. Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26.08.1998 in 
der aktuellen Fassung vom 01.06.2017 einzuhalten. Dabei dürfen die Beurteilungspegel durch den Anlagenbetrieb 
einschließlich Geräusche aus Vorbelastung (zusammen mit Lärmbeiträgen anderer Anlagen und durch Liefer-, 
Lade- und Fahrverkehr in der Summe der Lärmvor- und Zusatzbelastung) die nach Nr. 6.1 der TA Lärm festgesetzten 
Immissionsrichtwerte in der unmittelbar anliegenden Nachbarschaft nicht überschreiten.

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen nach dem sogenannten Spitzenpegelkriterium die zulässigen 
Immissionsrichtwerte am Tage um nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) 
überschreiten. Die Immissionsrichtwerte beziehen sich auf die Tagzeit von 06:00 bis 22:00 Uhr und auf die 
Nachtzeit von 22:00 bis 06:00 Uhr. Abweichungen zu den in der schalltechnischen Untersuchung mit der 
Auftrag Nr. 3230061 der IFB Eigenschenk GmbH vom 16.03.2023 zugrunde gelegten Berechnungsannahmen 
sind nur dann zulässig, soweit keine relevante Lärmerhöhung besteht und die Beurteilungspegel hierdurch zu 
keinen Überschreitungen der Immissionsrichtwertanteile führen und keine Überschreitungen der 
Geräuschspitzen zu Anforderung des Spitzenpegelkriteriums auftreten.
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